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(8) Maßnahmen nach Absatz 1 bis 6 sind zu doku- Artikel 2 
mentieren. Näheres regelt das für Inneres zuständige Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Ministerium durch Verwaltungsvorschrift. Die Lan-
desregierung unterrichtet den Landtag jährlich zum 
31. Dezember über die Maßnahmen nach Absatz 2 und Düsseldorf, den 6. Dezember 2016  
5 .  

(9) Die Auswirkungen dieser Vorschrift und die prak­
tische Anwendung werden bis zum 30. Juni 2019 
durch die Landesregierung unter Mitwirkung einer 
oder eines unabhängigen sozialwissenschaftlichen 
Sachverständigen und einer oder eines polizeiwissen­
schaftlichen Sachverständigen geprüft. Die Landesre­
gierung berichtet dem Landtag über das Ergebnis der 
Evaluierung. § 15c tritt am 31. Dezember 2019 außer 
Kraft." 

Artikel 2 
Einschränkung eines Grundrechts 

Durch Artikel 1 Nummer 3 wird das Grundrecht der Un­
verletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgeset­
zes) eingeschränkt. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 6. Dezember 2016  

(L. S.) 
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Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä g e r  

- GV. NRW. 2016 S.  1061 

Drittes Gesetz zur Änderung 
des Ordnungsbehördengesetzes 

Vom 6. Dezember 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Drittes Gesetz zur Änderung 
des Ordnungsbehördengesetzes 

Artikel 1 

Dem § 48 Absatz 2 des Ordnungsbehördengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. 
NRW. S. 528) ,  das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 2. Oktober 2014 (GV. NRW. S. 622) geändert worden 
ist, werden folgende Sätze angefügt: 

„Die in Satz 2 genannten Behörden sind auf Antrag un­
beschad�t der Zuständigkeit der Polizeibehörden auch 
für die Uberwachung der Einhaltung der durch Zeichen 
2 5 1 ,  253, 261  und 270 .1  der Anlage 2 zu § 41 Absatz 1 der 
Straßenverkehrs-Ordnung vom 6. März 2013 (BGBl. I 
S. 367), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 
17. Juni 2016  (BGBl. I S. 1463) geändert worden ist, an­
geordneten Verbote sowie der im Zusammenhang mit 
diesen Verboten durch Zeichen 276 und 277  der Anlage 2 
zu § 41 Absatz 1 der Straßenverkehrs-Ordnung angeord­
neten Verbote für bestimmte Streckenabschnitte zustän­
dig. Über Anträge nach Satz 4 entscheidet dJe zuständige 
Aufsichtsbehörde. Satz 3 gilt auch für die Uberwachung 
der in Satz 4 genannten Verbote. Die Landesregierung 
berichtet dem Landtag bis zum 31. Dezember 2020 über 
die Erfahrungen mit den in den Sätzen 4 bis 6 genannten 
Regelungen." 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

(L. S . )  
Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä g e r  

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 

Johannes R e m m e 1 

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

Michael G r o s c h e k 

- GV. NRW. 2016 S. 1062 
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Zweites Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen 

bei psychischen Krankheiten (PsychKG) und 
zum Krankenhausgestaltungsgesetz 

des Landes Nordrhein-Westfalen (KHGG) 
Vom 6. Dezember 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Zweites Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen 

bei psychischen Krankheiten (PsychKG) und 
zum Krankenhausgestaltungsgesetz 

des Landes Nordrhein-Westfalen (KHGG) 

Artikel 1 

Das Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psy­
chischen Krankheiten vom 17. Dezember 1999 (GV. NRW. 
S. 662),  das zuletzt durch Gesetz vom 22 .  November 2 0 1 1  
(GV. NRW. S. 5 8 7 )  geändert worden ist, wird wie folgt ge­
ändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 10 wird wie folgt gefasst: 

„§ 10 Unterbringung" 

b) Nach der Angabe zu § 10 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

„§ lOa Aufgabenübertragung, Aufsicht" 

c) Die Angabe zu § 17 wird wie folgt gefasst: 

„§ 17 Aufnahme, Eingangsuntersuchung und Er­
forderlichkeit der weiteren Unterbringung" 

d) Die Angaben zu den §§ 31 bis 36 werden durch 
folgende Angaben ersetzt: 

„§ 31 Landesfachbeirat Psychiatrie 

§ 32 Meldepflichten, Berichterstattung, Landes-
psychiatrieplan 

§ 33 Kosten der Hilfen für psychisch Kranke 

§ 34 Kosten der Unterbringung 

§ 35 Kosten der Behandlung 
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§ 36 Einschränkung von Grundrechten 

§ 3 7 Änderungsvorschrift 

§ 38 Inkrafttreten 

§ 39 Berichtspflicht" 

2. § 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 2 
Grundsatz 

(1)  Bei allen Hilfen und Maßnahmen auf Grund die­
ses Gesetzes sind die Würde und persönliche Integri­
tät der Betroffenen zu schützen. Auf ihren Willen 
und ihre Freiheit, Entscheidungen selbstbestimmt zu 
treffen, ist besondere Rücksicht zu nehmen. Hierbei 
sind die unterschiedlichen Bedarfe der verschiede­
nen Geschlechter und Geschlechtsidentitäten zu be­
rücksichtigen. 

(2) Die §§ 1901a und 1901b des Bürgerlichen Ge­
setzbuches zur Patientenverfügung und zum Patien­
tenwillen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42,  2909;  2003 I S. 738), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1 1. 
März 2016  (BGBl. I S. 396) geändert worden ist, sind 
zu beachten. Dies gilt auch für den in Behandlungs­
vereinbarungen niedergelegten freien Willen. Der 
Abschluss von Behandlungsvereinbarungen ist anzu­
bieten und zu fördern. Auf die Möglichkeit zur Nie­
derlegung des Willens in Patientenverfügungen ist 
hinzuweisen. 

(3) Für eine sorgfältige und den Zielen dieses Geset­
zes entsprechende Dokumentation ist Sorge zu tra­
gen. Im Rahmen der Unterbringung sind alle Be­
handlungs- und Sicherungsmaßnahmen dokumen­
tarisch zu erfassen." 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 10 
Unterbringung" 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Unterbringung soll so weitgehend wie mög­
lich in offenen Formen durchgeführt werden." 

c) Absatz 4 wird aufgehoben. 

4. Nach § 10 wird folgender § lüa eingefügt: 

„§ lOa 
Aufgabenübertragung, Aufsicht 

(1)  Die nach Absatz 2 Satz 1 zuständige Aufsichtsbe­
hörde kann die Durchführung der Aufgaben nach 
Abschnitt IV mit Ausnahme der §§ 12 und 14 auf ei­
nen Krankimhausträger übertragen. In diesem Fall 
bedarf die Ubertragung der Aufgabe einer Beleihung 
mit den für die Durchführung dieser Aufgabe erfor­
derlichen hoheitlichen Befugnissen. Die Beleihung 
erfolgt durch Bescheid der nach Absatz 2 Satz 1 zu­
ständigen Aufsichtsbehörde an den Krankenhausträ­
ger. Die Aufgabenübertragung darf nur erfolgen, 
wenn die Einrichtung im Hinblick auf ihre personel­
le und sachliche Ausstattung, Organisation sowie 
medizinische und persönliche Betreuung der Betrof­
fenen für die Unterbringung geeignet ist. Die Voraus­
setzungen des Satzes 4 sind erfüllt, wenn der Kran­
kenhausträger durch feststellenden Bescheid im 
Sinne des § 1 6  des Krankenhausgestaltungsgesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen in den Kranken­
hausplan aufgenommen ist. Der ärztlichen Leitung 
des psychiatrischen Fachkrankenhauses, der Fachab­
teilung eines Allgemeinkrankenhauses oder einer 
Hochschulklinik (Krankenhaus) ist die Verantwor­
tung für die Wahrnehmung der Aufgaben nach Satz 1 
zu übertragen. 

(2) Zuständige Aufsichtsbehörde nach diesem Gesetz 
ist die örtlich zuständige Bezirksregierung. Oberste 
Aufsichtsbehörde ist das für Gesundheit zuständige 
Ministerium. 

(3) Die Aufsicht erstreckt sich auf die Sicherstellung 
der rechtmäßigen Aufgabenwahrnehmung. § 1 1  des 

Krankenhausgestaltungsgesetzes des Landes Nord­
rhein-Westfalen bleibt unberührt." 

5. § 13 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„ (1)  Für einstweilige, längerfristige Unterbringun­
gen und Unterbringungen zur Begutachtung, Be­
handlungen nach § 18 Absatz 4 bis 8 und besondere 
Sicherungsmaßnahmen sowie für das gerichtliche 
Verfahren gelten die Vorschriften nach dem Dritten 
Buch Abschnitt 2 des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegenheiten der frei­
willigen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 
(BGBl. I S.  2586, 2587) ,  das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 20.  November 2015 (BGBl. I 
S. 2018) geändert worden ist." 

6. Dem § 15 werden folgende Sätze angefügt: 

„Ergibt eine ärztliche Untersuchung, dass die Unter­
bringungsvoraussetzungen nicht mehr vorliegen, hat 
die ärztliche Leitung die in Satz 2 Genannten unver­
züglich zu unterrichten. Bis zur Entscheidung des 
Gerichts können die Betroffenen sofort nach § 25 be­
urlaubt werden." 

7. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Der Krankenhausträger hat den täglichen Auf­
enthalt im Freien, in der Regel für mindestens ei­
ne Stunde, zu ermöglichen." 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„ §  9 des Gesundheitsdatenschutzgesetzes vom 22 .  
Februar 1994 (GV. NRW. S. 84), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Februar 2016  (GV. 
NRW. S. 94) geändert worden ist, bleibt unbe­
rührt." 

8. § 1 7 wird wie folgt gefasst: 

„§ 17 

Aufnahme, Eingangsuntersuchung und 
Erforderlichkeit der weiteren Unterbringung 

(1) Das Krankenhaus unterrichtet die Betroffenen 
bei der Aufnahme mündlich und schriftlich über ihre 
Rechte und Pflichten. Weiterhin unterrichtet es die 
Betroffenen über den richterlichen Beschluss zur 
Unterbringung, sobald dieser dort vorliegt. 

(2) Über die Aufnahme der Betroffenen benachrich­
tigt das Krankenhaus unverzüglich die Verfahrens be­
vollmächtigten, die rechtliche Vertretung und eine 
Person ihres Vertrauens. Gleiches gilt für den Termin 
zur richterlichen Anhörung. Absatz 1 gilt für die in 
Satz 1 genannten Personen entsprechend. 

(3) Nach der Aufnahme sind die Betroffenen sofort 
ärztlich zu untersuchen. Es ist sicherzustellen, dass 
die Erforderlichkeit der weiteren Unterbringung 
grundsätzlich täglich ärztlich überprüft, begründet 
und dokumentiert wird." 

9. § 18 wird wie folgt gefasst: 

„§ 18 
Behandlung 

(1)  Während der Unterbringung besteht ein An­
spruch auf eine medizinisch notwendige und im Sin­
ne dieses Gesetzes zulässige Behandlung. Die in § 2 
angeführten Grundsätze und die §§ 630a bis 630h 
des Bürgerlichen Gesetzbuches sind zu beachten. 

§ 630g des Bürgerlichen Gesetzbuches gilt entspre­
chend für die Betroffenen, für ihre Verfahrenspflege­
rinnen oder Verfahrenspfleger, Verfahrensbevoll­
mächtigte und für ihre rechtliche Vertretung. 

(2) Unverzüglich nach der Aufnahme ist mit den Be­
troffenen ein individueller Behandlungsplan zu er­
stellen. Die Behandlung und der Behandlungsplan 
sind den Betroffenen und ihrer rechtlichen Vertre­
tung zu erläutern, mit diesen abzustimmen und fort­
laufend anzupassen. Bei der Unterbringung von Kin­
dern und Jugendlichen sind diese altersgerecht in die 
Behandlungsplanung einzubeziehen. Auch bei ihnen 
bestehen der Vorrang der Freiwilligkeit und der An­
spruch auf eine altersgerechte Aufklärung. Soweit 
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die Betroffenen Grund, Bedeutung und Tragweite der 
Behandlung bei der ärztlichen Aufklärung nicht ein­
sehen können, sind Zeitpunkt, Form der ärztlichen 
Aufklärung und Abstimmung des Behandlungspla­
nes nach therapeutischen Kriterien zu bestimmen. 

(3) Die Behandlung bedarf vorbehaltlich der Rege­
lungen in den Absätzen 4 und 5 der Einwilligung der 
Betroffenen. 

(4) Die Krankheit, die Anlass der Unterbringung ist, 
darf ohne Einwilligung nach Absatz 3 behandelt 
werden, wenn die Betroffenen Grund, Bedeutung 
und Tragweite der Behandlung nicht einsehen oder 
sich nicht nach dieser Einsicht verhalten können und 
ohne Behandlung Lebensgefahr oder erhebliche Ge­
fahren für die Gesundheit der betroffenen Person 
oder dritter Personen im Rahmen der Unterbringung 
drohen. Eine vorliegende Patientenverfügung ist zu 
beachten . 

(5) Widerspricht eine medizinische Behandlung der 
Anlasserkrankung dem natürlichen Willen der Be­
troffenen (Zwangsbehandlung), darf zu deren Durch­
führung unter den Voraussetzungen des Absatz 4 un­
mittelbarer Zwang angewendet werden, wenn 

1. eine weniger eingreifende Maßnahme aussichtslos 
ist, 

2 .  eine rechtzeitige Ankündigung erfolgt, die den 
Betroffenen die Möglichkeit eröffnet, Rechts­
schutz zu suchen, 

3. aus Sicht der Betroffenen der zu erwartende Nut­
zen die zu erwartenden Beeinträchtigungen deut­
lich überwiegt, 

4. der ernsthafte, mit dem nötigen Zeitaufwand und 
ohne Ausübung unzulässigen Drucks unternom­
mene Versuch vorausgegangen ist, die auf Vertrau­
en gegründete Zustimmung der Betroffenen zu 
erreichen und 

5. die Maßnahme der Wiederherstellung der freien 
Selbstbestimmung dient, soweit dies möglich ist. 

Behandlungsmaßnahmen nach Absatz 4 dürfen nur 
durch die ärztliche Leitung, bei deren Verhinderung 
c1urch deren Vertretung angeordnet und nur durch 
Arztinnen oder Arzte vorgenommen werden. Die 
Maßnahmen, einschließlich ihres Zwangscharakters, 
ihrer Durchsetzungsweise, ihrer maßgeblichen Grün­
de und der W.irkungsüberwachung, sind durch die 
behandelnde Arztin oder den behandelnden Arzt zu 
dokumentieren und nachzubesprechen, sobald es der 
Gesundheitszustand der Betroffenen zulässt. Die 
Zwangsbehandlung ist unzulässig, wenn sie lebens­
gefährlich ist oder wenn sie die Gesundheit der Be­
troffenen erheblich gefährdet . 

(6) Die Zwangsbehandlung einer volljährigen Person 
bedarf der vorherigen Zustimmung durch das zu­
ständige Gericht. Den Antrag beim zuständigen Ge­
richt stellt die ärztliche Leitung und bei Verhinde­
rung deren Vertretung. In diesem Antrag ist zu 
erläutern, welche maßgebliche Gefahr droht und wie 
lange die Behandlung voraussichtlich erfolgen soll. 
Zudem sind die Voraussetzungen und Maßnahmen 
nach Absatz 4 und 5 darzulegen. Von der Einholung 
einer gerichtlichen Entscheidung kann ausnahms­
weise abgesehen werden, wenn 

1. diese nicht rechtzeitig erreichbar ist, 

2 .  eine besondere Sicherungsmaßnahme nicht geeig­
net oder nicht ausreichend ist, um die akute Ge­
fährdung zu überwinden, und 

3. die sofortige ärztliche Zwangsmaßnahme zur Ver­
meidung einer gegenwärtigen Lebensgefahr oder 
einer gegenwärtigen schwerwiegenden Gefahr für 
die Gesundheit der untergebrachten Person oder 
dritter Personen erforderlich ist. 

Eine gerichtliche Zustimmung für die weitere 
Zwangsbehandlung ist unverzüglich zu beantragen, 
sofern die unmittelbare Lebensgefahr oder schwer­
wiegende Gefahr für die Gesundheit über einen län­
geren Zeitraum andauert oder überwunden ist und 
die Fortführung der Zwangsbehandlung als weiter-

hin notwendig angesehen wird . Satz 3 und 4 gelten 
entsprechend . Zwangsbehandlungen nach Satz 5 
sind monatlich der Aufsichtsbehörde zu melden. 

(7) Die Zwangsbehandlung einer minderjährigen 
Person bedarf der vorherigen Zustimmung der sorge­
berechtigten Person. Die Absätze 2 bis 5 finden An­
wendung. 

(8) Ist bei sonstigen Erkrankungen die Einwilligung 
der Betroffenen zur Behandlung nicht zu erlangen, 
so wird sie im Falle der Einwilligungsunfähigkeit 
durch die Einwilligung der rechtlichen Vertretungen 
oder der Bevollmächtigten ersetzt. Insoweit gelten 
die §§  1896 bis 1906 des Bürgerlichen Gesetzbuches." 

10 .  § 20 wird wie folgt gefasst: 

„§ 20 

Besondere Sicherungsmaßnahmen 

(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen zur Abwen­
dung einer gegenwärtigen erheblichen Selbstgefähr­
dung oder einer gegenwärtigen erheblichen Gefähr­
dung besonderer Rechtsgüter Dritter sind aus­
schließlich 

1. Beschränkung des Aufenthalts im Freien, 

2. Unterbringung in einem besonderen Raum, 

3. Festhalten statt Fixierung oder 

4. Fixierung in der Form der Einschränkung der Be-
wegungsfreiheit durch mechanische Hilfsmittel 

Sie dürfen nur dann angeordnet werden, soweit und 
solange die Gefahr nicht durch mildere Maßnahmen 
abgewendet werden kann . Soweit es sich um die An­
wendung unmittelbaren Zwangs nach den Nummern 
2 ,  3 und 4 handelt, ist jeweils die Maßnahme anzu­
wenden, die am wenigsten in die Rechte der Betrof­
fenen eingreift. 

(2) Bei über einen längeren Zeitraum andauernden 
oder sich regelmäßig wiederholenden Sicherungs­
maßnahmen nach Absatz 1 Nummer 4 gelten § 18  
Absatz 6 Satz 1 bis 4 und Absatz 7 entsprechend. 
§ 12 Satz 2 ist anzuwenden. Ist die gerichtliche Ent­
scheidung nicht rechtzeitig erreichbar und die sofor­
tige Durchführung der besonderen Sicherungsmaß­
nahme zur Vermeidung von erheblichen Nachteilen 
notwendig, so ist der Antrag unmittelbar nach Fixie­
rungsbeginn zu stellen. 

(3) Maßnahmen nach Absatz 1 und 2 sind den Be­
troffenen vorher anzukündigen und zu begründen. 
Von der Ankündigung kann bei einer Fixierung aus­
nahmsweise abgesehen werden, wenn die Umstände 
sie nicht zulassen, insbesondere wenn die sofortige 
Anwendung des Zwangsmittels zur Abwehr einer 
Gefahr notwendig ist. Sie bedürfen der ärztlichen 
Anordnung und Uberwachung. Sie sind zu befristen 
und sofort aufzuheben, sobald die Voraussetzungen 
für ihre Anordnung entfallen. Eine Beobachtung 
durch Einsatz technischer Mittel zur Anfertigung 
von Bildaufnahmen und Bildaufzeichnungen sowie 
zum Abhören und Aufzeichnen des gesprochenen 
Wortes ist verboten. Eine Beobachtung im Rahmen 
besonderer Sicherungsmaßnahmen darf ausschließ­
lich durch den Einsatz von Personal erfolgen. Bei 
Fixierungen ist eine ständige persönliche Bezugsbe­
gleitung sowie die Beobachtung mit kontinuierli­
cher Kontrolle der Vitalfunktionen sicherzustellen. 
Anlass, Anordnung, Art, Umfang und Dauer einer 
Unterbringung in einem besonderen Raum und ei­
ner Fixierung sind zu dokumentieren und der Ver­
fahrenspflegerin oder dem Verfahrenspfleger, den 
Verfahrensbevollmächtigten und der rechtlichen 
Vertretung der Betroffenen unverzüglich mitzutei­
len." 

11. Dem § 22 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Umgang mit Bild-, Video- und Tonaufzeich­
nungsoptionen ist insbesondere unter Berücksichti­
gung der Rechte und des Schutzes Dritter in der 
Hausordnung zu regeln." 
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12 .  § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 werden jeweils 
die Wörter „das Gesundheitswesen" durch das 
Wort „ Gesundheit" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „das Ge­
sundheitswesen" durch das Wort „ Gesundheit" 
ersetzt und nach dem Wort „Ministerium" die 
Wörter „und an die zuständige untere Gesund­
heitsbehörde" eingefügt. 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„ (4) Den Besuchskommissionen müssen angehö­
ren: 

1. eine staatliche Medizinalbeamtin oder ein 
staatlicher Medizinalbeamter der Aufsichtsbe­
hörde oder eine ihnen in ihrer Funktion gleich­
gestellte öffentlich angestellte Person, 

2 .  eine in der Psychiatrie weitergebildete Ärztin 
oder ein in der Psychiatrie weitergebildeter 
Arzt und 

3 .  eine Betreuungsrichterin oder ein Betreuungs­
richter oder eine Beamtin oder ein Beamter 
oder eine ihnen in ihrer Funktion gleichgestell­
te öffentlich angestellte Person mit der Befähi­
gung zum Richteramt oder zum höheren Ver­
waltungsdienst. 

Den Besuchskommissionen gehören Vertretungen der 
Betroffenen- und Angehörigenorganisationen an, so­
weit Vorschläge dieser Organisationen vorliegen. Die 
Bestellung erfolgt durch das für Gesundheit zustän­
dige Ministerium. Dieses kann darüber hinaus weite­
re Mitglieder auch für einzelne Besuche der Kom­
mission bestellen. Angehörige der zuständigen 
unteren Gesundheitsbehörde können an den Besu­
chen teilnehmen. Petitionsrechte, die Aufsichtspflich­
ten und -rechte der zuständigen Behörden sowie das 
Gebot der Schweigepflicht der Angehörigen der 
Heilberufe bleiben unberührt." 

13 .  § 24 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Sprechstunden sollen bei Bedarf im Bereich des 
Krankenhauses, in dem die Betroffenen unterge­
bracht sind, stattfinden." 

14.  In § 30 Satz 2 werden die Wörter „das Gesundheits­
wesen" durch das Wort „Gesundheit" ersetzt. 

15 .  Nach § 30 werden folgende §§ 3 1  und 32 eingefügt: 

„§ 31 
Landesfachbeirat Psychiatrie 

(1) Das für Gesundheit zuständige Ministerium setzt 
zu seiner Beratung in Fragen des psychiatrischen 
Hilfesystems und als Forum für die Koordination der 
verschiedenen Beteiligten des psychiatrischen Hilfe­
systems den Landesfachbeirat Psychiatrie ein. Ein 
besonderer Schwerpunkt ist auf die Vermeidung von 
Zwangsmaßnahmen und Maßnahmen zur Verbesse­
rung der Teilhabe von Menschen mit psychischen Be­
einträchtigungen zu legen. Er setzt sich insbesondere 
aus Vertretungen der Leistungsträger, der Leistungs­
erbringer, der Kommunen, der Kammern, der Sozial­
und Fachverbände, des Betreuungswesens sowie der 
Betroffenen und Angehörigen zusammen. Hierfür be­
ruft das für Gesundheit zuständige Ministerium die 
Mitglieder und für jedes Mitglied eine Vertretung un­
ter Berücksichtigung des § 12 Absatz 1 des Landes­
gleichstellungsgesetzes vom 9. November 1999 (GV. 
NRW. S. 590),  das zuletzt durch Artikel 3 des Geset­
zes vom 16.  September 2014 (GV. NRW. S. 547) geän­
dert worden ist. Der Vorsitz und die Geschäftsfüh­
rung im Landesfachbeirat Psychiatrie obliegen dem 
für Gesundheit zuständigen Ministerium. 

(2) Der Landesfachbeirat Psychiatrie gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 

§ 32 
Meldepflichten, Berichterstattung, 

Landespsychiatrieplan 

(1)  Alle Zwangsmaßnahmen nach diesem Gesetz 
werden in verschlüsselter und anonymisierter Form 

erfasst und der Aufsichtsbehörde jährlich gemeldet. 
Die Meldung erfolgt spätestens bis zum 3 1. März des 
Folgejahres. Meldepflichtige Zwangsmaßnahmen ge­
mäß Satz 1 sind 

1. Unterbringungen nach §§  1 1  und 12 ,  

2 .  sofortige Unterbringungen nach § 14,  

3 .  ärztliche Zwangsmaßnahmen nach § 18 Absatz 4 
und 

4. besondere Sicherungsmaßnahmen nach § 20.  

N.äheres über Art und Umfang der Daten und deren 
Ubermittlung wird durch das für Gesundheit zustän­
dige Ministerium bestimmt. Die monatliche Meldung 
von Zwangsbehandlungen gemäß § 1 8  Absatz 6 
Satz 5 bleibt davon unberührt. 

(2) Das für Gesundheit zuständige Ministerium be­
richtet dem Landtag alle zwei Jahre über Rahmen­
daten der Unterbringung nach diesem Gesetz. Der 
Bericht erfolgt erstmalig zum 3 1. Dezember 2018 .  

(3)  Das für Gesundheit zuständige Ministerium er­
stellt einen Landespsychiatrieplan. Der Landespsy­
chiatrieplan enthält die Rahmenplanung für die Si­
cherung und Weiterentwicklung der Hilfeangebote 
für die Personen nach § 1 Nummer 1. Bei der Erstel­
lung des Landespsychiatrieplans wird das für Ge­
sundheit zuständige Ministerium vom Landesfach­
beirat Psychiatrie beraten. Der Landespsychiatrie­
plan wird nach Bedarf fortgeschrieben. Das für 
Gesundheit zuständige Ministerium prüft jeweils 
spätestens nach fünf Jahren, ob eine Fortschreibung 
erforderlich ist." 

16 .  Die bisherigen §§ 3 1  bis 35 werden die §§ 33 bis 37. 

17. Der bisherige § 36 wird § 38 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst: 

„§ 3 8  
Inkrafttreten" 

18.  Der bisherige § 37 wird § 39 und die Angabe „2014"  
wird durch die Angabe „2019"  ersetzt. 

Artikel 2 

Das Krankenhausgestaltungsgesetz des Landes Nord­
rhein-Westfalen vom 1 1 .  Dezember 2007 (GV. NRW. 
S. 702,  ber. 2008 S.  157) ,  das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 2. Februar 2016  (GV. NRW. S. 78) geändert 
worden ist, wird in Artikel 1 wie folgt geändert: 

1. In § 13 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 2 einge­
fügt: 

„ (2) Die Empfehlungen des Gemeinsamen Bundesaus­
schusses zu den planungsrelevanten Qualitätsindika­
toren gemäß § 136c Absatz 1 des Fünften Buches Sozi­
algesetzbuch werden erst nach Maßgabe des 
Abschnitts II Bestandteil des Krankenhausplans." 

2 .  Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 .  

3 .  In § 2 1  Absatz 5 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Pauschalmittel können zur Finanzierung von Kredi­
ten für vor dem 29.  Dezember 2007 begonnene Inves­
titionsmaßnahmen verwendet werden, sofern bereits 
vor dem 1. April 2015  eine diesbezügliche Verwendung 
erfolgte." 

Artikel 3 

(1) Artikel 1 dieses Gesetzes tritt am 1. Januar 2017 in 
Kraft. 

(2) Artikel 2 dieses Gesetzes tritt am Tag nach der Ver­
kündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 6. Dezember 2 0 1 6  

(L. S .) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 
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Der Finanzminister 

Dr. Norbert W a 1 t e r - B o r j a n s 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä g e r  

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

Rainer S c h m e 1 t z e r 

Der Justizminister 

Thomas K u t s c h a t y 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Christina K a m p m a n n 

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

- GV. NRW. 2016  S. 1062 

Gesetz zur Änderung 
des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Vom 6. Dezember 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Artikel 1 
Änderung des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Das Justizgesetz Nordrhein-Westfalen vom 26 .  Januar 
2010  (GV. NRW. S. 30) ,  das zuletzt durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 8. Dezember 2015  (GV. NRW. S. 812)  geän­
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angaben zu §§ 80 bis 86 werden wie folgt ge­
fasst: 

„ §  80 (weggefallen) 
§ 81 (weggefallen) 
§ 82 (weggefallen) 
§ 83 (weggefallen) 
§ 84 (weggefallen) 
§ 85 (weggefallen) 
§ 86 (weggefallen) '.' 

b) Die Angabe zu § 133 wird wie folgt gefasst: 

„ §  133 Inkrafttreten, Übergangsregelung'.' 

c) Die Angabe zur Anlage zu § 124 Absatz 2 wird wie 
folgt gefasst: 

„Anlage zu § 124'.' 

2 .  In § 20 Absatz 2 Nummer 3 wird das Wort „Siegen" 
durch das Wort „Siegen-Wittgenstein" ersetzt. 

3. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„ (1)  Die Geschäftsstelle oder, falls Abteilungen der 
Geschäftsstelle gebildet werden, jede Abteilung 
der Geschäftsstelle ist mit Beamtinnen oder Beam-

ten aus der Ämtergruppe der Laufbahngruppe 1,  
Fachrichtung Justiz, zweites Einstiegsamt oder Be­
schäftigten im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 besetzt, 
soweit die Erledigung der wahrzunehmenden Auf­
gaben nicht nach gesetzlichen Bestimmungen oder 
Verwaltungsvorschriften Angehörigen anderer 
Dienstzweige zugewiesen ist." 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „des gehobe­
nen und des mittleren Justizdienstes" durch die 
Wörter „der Laufbahngruppe 1, Fachrichtung Jus­
tiz, zweites Einstiegsamt und der Laufbahngruppe 
2, Fachrichtung Justiz, erstes Einstiegsamt" er­
setzt. 

4. Die §§  80 bis 86 werden aufgehoben. 

5. § 107 wird wie folgt gefasst: 

„§ 107 
Erbscheinsverfahren 

In den Verfahren über die Erteilung, die Einziehung 
oder die Kraftloserklärung eines Erbscheins finden 
die Vorschriften des § 14 Absatz 2 und des § 30 des 
Gesetzes über das gerichtliche Verfahren in Landwirt­
schaftssachen in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 3 1 7-1,  veröffentlichten bereinig­
ten Fassung in der jeweils geltenden Fassung sowie 
der §§ 58 und 66 des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegenheiten der frei­
willigen Gerichtsbarkeit, im ersten Rechtszug auch 
die Vorschriften der §§ 39 und 41 Absatz 1 Satz 2 des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
keine Anwendung. Der in § 38 Absatz 3 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in den An­
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vorge­
schriebenen Begründung des Beschlusses bedarf es 
nicht, wenn ein Erbschein erteilt oder für kraftlos er­
klärt wird." 

6. § 133 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 133 
Inkrafttreten, Übergangsregelung" 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,.(2) Für bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Anderung des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom 6. Dezember 2016  (GV. NRW. S. 1066) bean­
tragte Auseinandersetzungen gemäß den §§ 80 bis 
86 ist das Justizgesetz Nordrhein-Westfalen vom 
26 .  Januar 2010 (GV. NRW. S. 30) in seiner bis 
dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden." 

7. Die Anlage zu Paragraph 124 Absatz 2 wird wie folgt 
geändert: 

a) In der Überschrift wird die Angabe „Absatz 2 "  ge­
strichen. 

b) In Nummer 3 .5  werden die Angabe „Nrn. 4 .1  bis 
4.4" durch die Wörter „Nummern 3 . 1  und 3 .4"  und 
die Angabe „4 .5"  durch die Angabe „3 .5"  ersetzt. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 6 .  Dezember 2016  

(L. S . )  

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Finanzminister 

Dr. Norbert W a 1 t e r  - B o r  j a  n s 
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